
GESUNDHEITSTELEMATIK28

K VB FORUM 4/2016

Noch gibt es in Deutschland für Ärzte das Verbot der ausschließlichen Fernbe-
handlung über Print- und Kommunikationsmedien. Dieser Rechtsrahmen gilt 
jedoch in anderen europäischen Ländern nicht. Dort sind sowohl die telefoni-
sche als auch die ärztliche Beratung in Internetportalen bereits gang und gäbe 

– ein Service, der verstärkt auch Patienten aus Deutschland angeboten wird.

FERNBEHANDLUNG – WAS 
KOMMT DA AUF UNS ZU?

Für deutsche 
Praxen birgt das 
Thema „Fernbe-

handlung“ diver-
se rechtliche 

Unsicherheiten. 
Ganz im Gegen-
satz zu unseren 

europäischen 
Nachbarn, die 

im Internet auch 
ganz offensiv auf 

Kundenfang in 
Deutschland  

gehen.

I m Zeitalter zunehmender Ver-
änderungen von Geschäftspro-
zessen durch elektronische Ver- 

fahren drängen auch neue Behand- 
lungsweisen in die Gesundheits-
versorgung. So suchen inzwischen 
immer mehr Firmen mit innovati-
ven Ideen im Rahmen sogenannter 
Online-Sprechstunden nach neuer 
„Kundschaft“. Ihr stellen sie so- 
gar schon Online-Rezepte aus. Was 
sich so in anderen europäischen 
Ländern bereits seit Längerem un-
ter dem Stichwort „Fernbehand-
lung“ etabliert hat, ist für deutsche 
Ärzte nach wie vor ein Tabu. 

Ein Beispiel aus der Schweiz zeigt, 
wie es dort funktioniert: So betreibt 
das Unternehmen „Medgate“ ne-
ben zwei Gesundheitszentren mit 
Präsenzkliniken ein eigenes Tele-
medizinzentrum, das rund um die 
Uhr medizinische Dienste und Be-
ratung anbietet, zum Beispiel Bild-
befundung, Rezeptierung, Medika-
mentenversand, Behandlungspla-
nung per E-Mail und SMS bis hin 
zur Ausstellung von Arbeitsunfähig- 
keitsbescheinigungen. Während 
„Medgate“ auf diese Weise täglich 
mehr als 4.000 Telekonsulationen 
abwickelt und direkt mit den zu-
ständigen Schweizer Krankenkas-
sen abrechnet, birgt das Thema 
für Deutschlands Praxen diverse 
rechtliche Unsicherheiten. Die Ur-
sachen hierfür können an zwei un-
terschiedlichen Rechtskreisen 

festgemacht werden: dem Heilmit-
telwerbegesetz (HWG) auf der einen 
und den Berufsordnungen der deut-
schen Ärztekammern auf der an-
deren Seite. Doch der Reihe nach ...

Nach Paragraf 9 HWG ist die Wer-
bung für das Erkennen oder Be-
handeln von Krankheiten, Leiden, 
Körperschäden oder krankhafter 
Beschwerden, die nicht auf eige-
ner Wahrnehmung an dem zu be-
handelnden Menschen beruhen – 
also eine Fernbehandlung – unzu-
lässig. Entgegen dem ersten An-
schein verbietet diese Rechtsnorm 
aber nicht die Fernbehandlung an 
sich, sondern lediglich die Wer-
bung dafür. Das HWG ist also kei-
ne Hürde für eine Behandlung aus 
der Ferne. Aber, im Gegensatz zu 
einer Berufsordnung, findet das 

HWG direkte Anwendung auf alle 
Werbende und nicht nur auf be-
stimmte Berufsangehörige. Damit 
unterliegen diesem Gesetz also 
nicht nur alle verkammerten Be-
rufsangehörigen, sondern auch 
andere Berufe wie Heilpraktiker 
oder sonstige juristische Personen 
wie Privatkrankenhäuser und Sa-
natorien. Sie alle dürfen nicht für 
ihre Fernbehandlung „werben“.
Komplizierter wird es im Berufs- 
und Standesrecht der Ärzte, das 
in Deutschland im jeweiligen Lan-
desrecht ausgestaltet ist. Zunächst 
sind die Begriffe „Fernbehandlung“ 
und „Fernberatung“ in den Berufs-
ordnungen der deutschen Ärzte-
kammern nicht abschließend defi-
niert. Auch die juristische Fach- 
literatur kennt unterschiedliche 
Beschreibungen. Trotzdem berüh-
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ren diese Verfahren einen sehr 
wichtigen Punkt der ärztlichen Tä-
tigkeit im 21. Jahrhundert, der in 
der Vergangenheit schon für viel 
Verunsicherung gesorgt hat. Vor 
diesem Hintergrund kommen jetzt 
die „Hinweise und Erläuterungen 
zu Paragraf 7 Absatz 4 Musterbe-
rufsordnung für Ärzte (MBO-Ä)“ 
der Bundesärztekammer (BÄK) ge-
nau zum richtigen Zeitpunkt. 

Die Ausgangslage ist eigentlich recht 
einfach: Der Paragraf formuliert 
die funktionelle Forderung, dass 
„Ärztinnen und Ärzte individuelle 
ärztliche Behandlungen, insbeson-
dere auch Beratungen, nicht aus-
schließlich über Print- und Kom-
munikationsmedien durchführen 
dürfen. Auch bei telemedizini-
schen Verfahren ist zu gewährleis-
ten, dass eine Ärztin oder ein Arzt 
die Patientin oder den Patienten 
unmittelbar behandelt.“ 

Sinn und Zweck der Regelung ist, 
dass sich der Arzt durch die eige-
ne Wahrnehmung ein unmittelba-
res Bild von dem jeweiligen Patien-
ten verschaffen und sich nicht al-
lein auf dessen Schilderungen oder 
auf Informationen Dritter verlas-
sen soll. Der Arzt soll den Kranken 
gesehen und die Möglichkeit einer 
unmittelbaren körperlichen Unter-
suchung gehabt haben. 

Die jetzt vorgelegten Hinweise und 
Erläuterungen der BÄK geben einen 
Überblick über die rechtlich zuläs-
sigen und unzulässigen Beratungs- 
und Behandlungsmöglichkeiten nach 
Paragraf 7 Absatz 4 MBO-Ä. Wich-
tig ist, dass dabei nur auf diesen 
Rechtskreis fokussiert wird. Ande-
re Fernbehandlungsaspekte, wie 
Haftung oder Datenschutz, werden 
in der vorliegenden Handreichung 
ausdrücklich nicht behandelt. Die 
eigentliche Rechtswirkung bezüg-
lich der Fernbehandlung gründet 
auf drei kurzen, aber wichtigen Wor-
ten in den Berufsordnungen: 

�� „individuell“: Sie ist auf einen 
bestimmten Patienten bezogen 
und die vorgefundenen Symp-
tome sind der Anlass, in einer 
konkreten Situation eine ganz 
konkrete Diagnose zu stellen 
oder Therapie zu empfehlen.

�� „nicht ausschließlich“: Der 
persönliche Kontakt zwischen 
Arzt und Patient muss in einem 
erforderlichen Maß sicherge-
stellt bleiben.

�� „unmittelbar“: Das Erkennen 
oder Behandeln beruht auf der 
eigenen, unmittelbaren Wahr-
nehmung des Arztes, zum Bei-
spiel durch eine persönliche 
körperliche Untersuchung.

Die ausführlich gefassten Hinwei-
se der BÄK beschreiben sechs un-
terschiedliche, aber erlaubte Mo-
dellkonstellationen. Diese können 
zum besseren Verständnis syste-
matisch verdichtet werden. Zuläs-
sig sind demnach sicher:

�� Konsiliarische Beratungen zwi-
schen Ärzten oder mit anderen 
Gesundheitsfachberufen, fokus- 
siert auf ein spezifisches Prob-
lem auf Basis von Befunden, 
ohne direkte Untersuchung des 
Patienten während des Konsils. 

�� Konsiliarische Beratungen, ein-
schließlich Ferndiagnostik am 
Patienten durch einen Konsilia-
rius, fokussiert auf ein akutes 
oder längerfristig bestehendes 
spezifisches Problem, wenn der 
anfordernde Arzt beim Patien-
ten direkt vor Ort ist.

�� Ärztliche Befundung von erho-
benen Untersuchungsergebnis-
sen bei räumlicher Trennung zum 
technischen Untersuchungsort.

�� Übermittlung von patientenbe-
zogenen Daten durch den Pa- 
tienten für einen oder alle an 
einer Behandlung beteiligten 
Ärzte, überwiegend bei chroni-
schen Erkrankungen. Auf diese 
Datenübermittlung kann eine 

entsprechende Therapieanpas-
sung aufsetzen.

Lediglich eine Konstellation ist nicht 
so eindeutig und muss genauer 
differenziert werden: Der Arzt-Pa-
tienten-Kontakt im Sinne einer Kon-
sultation, gegebenenfalls einschließ-
lich der Übermittlung von Vitalpa-
rametern über eine Distanz „ohne 
einen physisch präsenten Arzt beim 
Patienten“. 

Als „allgemeine“ krankheitsbezo-
gene Beratung gibt es hinsichtlich 
Paragraf 7 Absatz 4 MBO-Ä in die-
sem Fall kein grundsätzliches Pro-
blem. Jede „spezifische“ Diagnose-
stellung und Therapieempfehlung 
bei einem „unbekannten“ Patien-
ten wird hingegen als berufsrechts- 
widrig beurteilt. 

Genau Letzteres bieten aber Tele-
zentren im Ausland schon heute 
an und wollen mit ihren Angebo-
ten auch nach Deutschland. Wäh-
rend also der zulässige Rechtsrah-
men für Fernbehandlungen hier 
bei uns wesentlich weiter geht als 
vielfach angenommen, gibt es kla-
re Abgrenzungen, die jeder Anbie-
ter mit seinen Diensten in unse-
rem Land einhalten muss. Es wird 
in den nächsten Jahren spannend 
werden, zu sehen, wie sich Ange-
bot und Zulässigkeit in Deutsch-
land aufeinander zu entwickeln. 

Weitere Informationen hierzu fin-
den Sie als PDF zum Download 
unter www.bundesaerztekammer.
de in der Rubrik Recht/Publikatio-
nen/Hinweise und Erläuterungen 
zu § 7 Absatz 4 MBO-Ä (Fernbe-
handlung).

Dr. med. Christoph Goetz,  
Leiter Gesundheitstelematik (KVB)
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